
 

Nr. 27 / 2017  Seite 1 von 2 

 Stabsabteilung Öffentlichkeits- 
arbeit und Kommunikation 
Wegelystraße 8, 10623 Berlin 
Postfach 120606, 10596 Berlin 

Telefon:  030 275838-811 
Fax: 030 275838-805 
E-Mail: presse@g-ba.de 

www.g-ba.de 
www.g-ba.de/presse-rss 

 

Ansprechpartnerinnen  
für die Presse: 
Kristine Reis (Ltg.) 
Gudrun Köster 
 

 

Bedarfsplanung 

Gestufte Notfallstrukturen: IGES Institut  
befragt Krankenhäuser 
Berlin, 12. Juli 2017 – Das IGES Institut befragt im Auftrag des Ge-
meinsamen Bundesausschusses (G-BA) derzeit alle deutschen Kran-
kenhäuser zu ihren vorhandenen Notfallstrukturen. Die ca. 2000 zuge-
lassenen Krankenhäuser sind gebeten, sich an der bundesweiten Frage-
bogenaktion zu beteiligen und eine Selbsteinschätzung hinsichtlich des 
bisher erarbeiteten Konzeptes des G-BA zum gestuften System von Not-
fallstrukturen abzugeben. Ziel ist es, möglichst belastbare Daten zu den 
möglichen Auswirkungen der verschiedenen G-BA-Konzepte auf die vor-
handenen Versorgungsstrukturen zu erhalten.  

Die vom IGES Institut ausgewerteten Daten werden in den weiteren Be-
ratungen des G-BA berücksichtigt. Bis zum 31. Dezember 2017 wird der 
G-BA einen Beschluss zum gestuften System von Notfallstrukturen in 
Krankenhäusern fassen. Die Regelungen des G-BA dienen dann als 
Grundlage für die Berechnung von Zu- und Abschlägen in der Kranken-
hausfinanzierung. 

Die Befragung des IGES Institutes startete am 10. Juli 2017 und endet 
am 16. August 2017.  

Hintergrund – Gestuftes System von Notfallstrukturen in Kranken-
häusern 

Mit dem Krankenhausstrukturgesetz (KHSG) wurde dem G-BA die neue 
Aufgabe übertragen, ein gestuftes System von Notfallstrukturen in Kran-
kenhäusern zu entwickeln. Hierbei sind für jede Stufe der Notfallversor-
gung insbesondere Mindestvorgaben zu 

• der Art und der Anzahl von Fachabteilungen, 

• der Anzahl und der Qualifikation des vorzuhaltenden Fachpersonals 
sowie 

• dem zeitlichen Umfang der Bereitstellung von Notfallleistungen 

differenziert festzulegen.  

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Versorgung und der Vergü-
tung für psychiatrische und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) 
wurde der G-BA beauftragt, vor einer abschließenden Beschlussfassung 
eine Folgenabschätzung durchzuführen und deren Ergebnisse bei sei-
ner abschließenden Beschlussfassung zu berücksichtigen.  

http://www.g-ba.de/
http://www.g-ba.de/presse-rss
http://www.iges.com/krankenhausbefragung
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er be-
stimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die 
medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der 
Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmana-
gements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

      

http://www.g-ba.de/

